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Beim Vorhaben handelt es sich um die Errichtung und den Betrieb eines 4-Sterne-Superior 
Hotels als Seminar- und Konferenzhotel mit 238 Betten (124 Zimmer unterschiedlicher 

Kategorien) mit  einer Bruttogeschossfläche von 15.414,10 m2 , mit den hiefür erforderlichen  

185 Kfz-Stellplätzen, wobei die Stellplatzzahl durch das verkehrstechnische Gutachten als 

im Bereich der derzeit vorliegenden Richtlinien RVS 03.07.11 (2001) aber auch im Bereich 

der Berechnungen nach der Schriftenreihe der Hessischen Straßen- und 

Verkehrsverwaltung (Heft 42 – 2000) Teil 2: Abschätzung der Verkehrserzeugung liegt.  

Nach dem Vorspann zum Anhang 1 des UVP-G 2000 und § 3 Abs. 4 Satz 2 UVP-G 2000 

sind schutzwürdige Gebiete der Kategorie A, C, D oder E des Anhanges 2 zum UVP-G 2000 

nur dann zu berücksichtigen, wenn sie am Tag der Einleitung des Verfahrens ausgewiesen 

oder in die Liste der Gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung (Kategorie A des Anhanges 

2 zum UVP-G 2000) aufgenommen sind. Gemäß Verordnung der Landesregierung vom 

07.04.1970, Zl.: Nat.-56/8/1970, wurde das Gebiet „Lendspitz-Siebenhügel“ zum 

Landschaftsschutzgebiet erklärt (vgl. hiezu LGBl Nr. 68/1970 idF LGBl Nr. 1/2003). Daraus 

ergibt sich, dass das gegenständliche Vorhaben in einem schutzwürdigen Gebiet der 

Kategorie A des Anhanges 2 zum UVP-G 2000 liegt, weshalb die niedrigeren 

Schwellenwerte der Spalte 3 des Anhanges 1 des UVP-G 2000  zur Anwendung kommen. 

Gemäß § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 hat die Behörde auf Antrag des Projektwerbers/der 

Projektwerberin, einer mitwirkenden Behörde oder des Umweltsenates festzustellen, ob für 

ein Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzuführen 

ist und welcher Tatbestand des Anhanges 1 UVP-G 2000 oder des § 3 a Abs. 1 bis 3 UVP-G 

2000 durch das Vorhaben verwirklicht wird. Parteistellung haben der Projektwerber/die 

Projektwerberin, die mitwirkenden Behörden, der Umweltanwalt und die Standortgemeinde.  

Das Vorhaben der Antragstellerin ist als Neuvorhaben iSd Anhanges 1 Z 20 lit b in Spalte 3 

UVP-G 2000 zu beurteilen. Gemäß § 3 Abs. 1 iVm Z 20 lit b in Spalte 3 des Anhanges 1 zum 

UVP-G 2000 sind Beherbergungsbetriebe, wie Hotels oder Feriendörfer, samt 

Nebeneinrichtungen in schutzwürdigen Gebieten der Kategorien A (Naturschutz-, 

Landschaftsschutzgebiete sowie Bannwälder usw.) oder B (Alpinregion) mit einer Bettenzahl 

von mindestens 250 Betten oder einer Flächeninanspruchnahme von mindestens 2,5 ha, 
außerhalb geschlossener Siedlungsgebiete, einer Einzelfallprüfung zu unterziehen. Ergibt 

die Einzelfallprüfung, dass durch das Vorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf die 

Umwelt zu rechnen ist, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 

Diese Schwellenwerte werden durch das Vorhaben der Antragstellerin unterschritten, da 

weder eine Fläche von mindestens 2,5 ha, außerhalb geschlossener Siedlungsgebiete noch 

mindestens 250 Betten ausgeführt werden. Eine Einzelfallprüfung nach § 3 Abs. 4 UVP-G 



2000, die nur bei Erreichen des jeweiligen Schwellenwertes durch das beantragte Vorhaben 

vorgesehen ist, ist daher nicht durchzuführen. 

Es ist jedoch die Anwendbarkeit der Kumulierungsbestimmung zu prüfen – auf Grund der 

Beurteilung als Neuvorhaben ist dies § 3 Abs. 2 UVP-G 2000. Nachdem sich das 

Projektsgelände außerhalb des geschlossenen Siedlungsbereiches befindet, die 

Schwellenwerte     hinsichtlich der Bettanzahl sowie des Ausmaßes der geplanten 

Flächeninanspruchnahme nicht erreicht sind, hat die Behörde gemäß § 3 Abs. 2 UVP-G 

2000 bei Vorhaben, die selbst nicht den jeweiligen Schwellenwert im Anhang 1 (Spalte 1, 2 

oder 3) UVP-G 2000 erreichen, die aber mit anderen Vorhaben in einem räumlichen 

Zusammenhang stehen und mit diesen gemeinsam den jeweiligen Schwellenwert erreichen, 

im Einzelfall zu prüfen, ob bei Verwirklichung des Projektes auf Grund des 

Zusammenwirkens mit anderen gleichartigen Projekten erhebliche negative Auswirkungen 

auf die Umwelt zu erwarten sind (Kumulierungsbestimmung). Zur Anwendung der 

Kumulationsbestimmung müssen mehrere Voraussetzungen kumulativ vorliegen. Eine UVP-

Pflicht für Kleinvorhaben wird ausgeschlossen, da die beantragte Vorhabenskapazität von 

mindestens 25 % des Schwellenwertes eines nach dem Anhang 1 zum UVP-G 2000 

relevanten Vorhabens, erreicht werden muss. Es handelt sich hier um eine Mindestschwelle, 

unter der keine Einzelfallprüfung durchzuführen ist. Bei der Entscheidung im Einzelfall sind 

die Kriterien des Abs. 4 Z 1 bis 3 zu berücksichtigen. Darüber hinaus muss es sich um ein 

oder mehrere Vorhaben gleichen Typs („derselben Kategorie des Anhang 1 zum UVP-G 

2000“) handeln, um nach den Bestimmungen des § 3 Abs. 2 UVP-G 2000 das 

Zusammenwirken dieser Projekte und deren Auswirkungen zu erforschen bzw. zu beurteilen.  

Eine Prüfung nach § 3 Abs. 2 UVP-G 2000 setzt demnach mehrere Vorhaben voraus und ist 

unter den dort genannten Voraussetzungen als sog. Einzelfallprüfung durchzuführen. Nur für 

den Fall, dass gemeinsam mit den in einem räumlichen Zusammenhang zum beantragten 

Vorhaben stehenden anderen Beherbergungsbetrieben der Schwellenwert erreicht wird,  

wäre auch zu beurteilen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen 

schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist. 

Die Vorschriften über das Feststellungsverfahren nach § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 finden Kraft 

ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung auch auf die der Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 UVP-G 

2000 unterliegenden Vorhaben Anwendung.

Andere Beherbergungsbetriebe (wie Hotels oder Feriendörfer, samt Nebeneinrichtungen) 

bestehen in der Umgebung des Vorhabens der Antragstellerin nicht, sodass eine 

Kumulierung gemäß § 3 Abs. 2 UVP-G 2000 im Hinblick auf den Tatbestand des Anhanges 

1 Z 20 lit b in Spalte 3 UVP-G 2000 außer Betracht bleibt.  



Allerdings können nach Auffassung des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft (BMLFUW) im Rundschreiben zur Durchführung des UVP-G 

2000 (GZ: BMLFUW-UW.1.4.2/0006-V/1/2006 vom 20.02.2006) öffentlich zugängliche 

Parkplätze oder Parkgaragen für Kfz auch vom Tatbestand des Anhang 1 Z 21 UVP-G 2000 

erfasst sein, wenn keine Zugangsbeschränkung für die Nutzung der Parkplätze besteht.  

Nach Fußnote 4a zu Anhang 1 des UVP-G 2000 sind öffentlich zugängliche Parkplätze 

solche, die ausschließlich für Parkzwecke (wie Parkhaus, Park- und Rideanlage) oder im 

Zusammenhang mit einem anderen Vorhaben errichtet werden (wie Kundenparkplätze zu 

einem Einkaufszentrum, Besucherparkplätze eines Freizeitparks etc.) und ohne weitere 

Zugangsbeschränkung der Allgemeinheit zugänglich sind (auch beispielsweise, wenn eine 

Parkgebühr zu entrichten ist oder Parkplätze auf Dauer an jedermann vermietet werden). 

Parkplätze, die hingegen nur einem von vornherein eingeschränkten Nutzerkreis zugänglich 

sind (etwa für Lieferanten oder Beschäftigte des Betriebes – d.h. es muss eine 

Zugangsbeschränkung vorgesehen sein, die die Allgemeinheit von der Benutzung dieses 

Parkplatzes ausschließt), sind demnach nicht öffentlich zugängliche Parkplätze.  

Dies bedeutet, dass bei der Beurteilung der UVP-Pflicht des gegenständlichen Vorhabens 

der Antragstellerin auch die Schwellenwerte für öffentlich zugängliche Parkplätze zu 

beachten sind.

Gemäß Anhang 1 Z 21 lit b in Spalte 3 UVP-G 2000 sind öffentlich zugängliche Parkplätze 

oder Parkgaragen für Kraftfahrzeuge in schutzwürdigen Gebieten der Kategorie A, B oder D 

mit mindestens 750 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge einer Einzelfallprüfung zu unterziehen. 

Ergibt die Einzelfallprüfung erhebliche Auswirkungen, so ist eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung im vereinfachten Verfahren durchzuführen.  

Das Vorhaben für sich (185 Kfz-Stellplätze) erreicht bei weitem nicht den Schwellenwert von 

„mindestens 750 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge“, weshalb – wie bereits zum Tatbestand des 

Anhanges 1 Z 20 lit b in Spalte 3 UVP-G 2000  ausgeführt wurde – keine Einzelfallprüfung 

nach § 3 Abs. 4 UVP-G 2000 durchzuführen ist. 

Auch für diesen Tatbestand ist aber nach § 3 Abs. 2 UVP-G 2000 zu prüfen, ob zusammen 

mit anderen, in einem räumlichen Zusammenhang stehenden öffentlich zugänglichen 

Parkplätzen oder Parkgaragen für Kraftfahrzeuge der Schwellenwert erreicht wird. 

Gegebenenfalls ist weiters zu prüfen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit 

erheblichen schädlichen, belästigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu 

rechnen ist. Voraussetzung ist hierfür allerdings, dass das beantragte Vorhaben eine 

Kapazität von mindestens 25 % des Schwellenwertes, inconcreto also mindestens 188 

Stellplätze, aufweist. 







2000 festgelegten Kriterien eine wesentliche Beeinträchtigung des festgelegten 

Schutzzweckes des Landschaftsschutzgebietes „Lendspitz-Siebenhügel“ vorliegt. 

Im Zuge des durchgeführten Ermittlungsverfahrens hat der Amtssachverständige für 

Naturschutz in seiner gutachterlichen Stellungnahme zusammenfassend und in 

nachvollziehbarer Weise ausgeführt, dass von einer wesentlichen Beeinträchtigung des 

schützenswerten    Lebensraumes oder des Schutzzweckes des Landschaftsschutzgebietes 

„Lendspitz-Siebenhügel“ nicht ausgegangen werden kann; das geplante Vorhaben weist 

unter Berücksichtigung des Ist-Zustandes der naturräumlichen Gegebenheiten vor Ort keine 

zusätzlichen erheblichen schädlichen oder belastenden Auswirkungen im Fachbereich 

Naturschutz auf. 

Die Schlussfolgerungen des Amtsachverständigen für Landesplanung, wonach eine Störung 

des Landschaftsbildes in Anbetracht der örtlichen Gegebenheiten sowie der darauf Bedacht 

nehmenden gestalterischen Vorgaben nicht zu erwarten ist und somit das gegenständliche 

Vorhaben die raumordnungsfachlichen als auch raumplanungsfachlichen Aspekte erfüllt, 

sind ebenso nachvollziehbar. 

Auch durch den Amtssachverständigen für Wasserwirtschaft wurde ausgeführt, dass aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht das Vorhaben nicht den Zielen der wasserwirtschaftlichen 

Planung widerspricht, weshalb im Sinne des UVP-Gesetzes keine Verschlechterung der 

wasserwirtschaftlichen Verhältnisse zu erwarten ist. Schließlich wurde in der fachlichen 

Beurteilung des Amtssachverständigen für Verkehrsplanung dargelegt, dass bezüglich auf 

die zusätzlich entstehenden Neuverkehre keine Überlastungen der Infrastruktur - Straße zu 

erwarten sind. 

Wie sich aus Art 11 Abs. 1 des Protokolls Naturschutz und Landschaftspflege, BGBl III Nr. 

236/2002, zweifelsfrei ergibt, sind bestehende Schutzgebiete „im Sinne ihres Schutzzweckes 

zu erhalten“. Das heißt, dem Schutzgebietszweck widersprechende Maßnahmen sind zu 

unterlassen. „§ 2 Z 1 der Verordnung der Landesregierung vom 07.04.1970, mit der das 

Gebiet Lendspitz-Siebenhügel zum Landschaftsschutzgebiet erklärt wird, bestimmt, dass im 

Landschaftsschutzgebiet die Errichtung von Gebäuden in Gebieten, für die kein 

Bebauungsplan besteht, einer Bewilligung bedarf“. Die Landschaftsschutzgebietsverordnung 

normiert somit keinen Verbotstatbestand, sondern einen Bewilligungstatbestand. Durch die 

Bewilligungspflichten gemäß der Landschaftsschutzgebietsverordnung bzw. des Kärntner 

Naturschutzgesetzes 2002 ist von einer Erfüllung der Zielsetzungen der Alpenkonvention 

hinsichtlich Schutzgebiete im Sinne des Art 11 Abs. 1 des Protokolls Naturschutz und 

Landschaftspflege auszugehen. Im Rahmen der integrierten Flächenwidmungs- und 

Bebauungsplanung wurden auf die Zielsetzungen der Landschaftsschutzgebietsverordnung 

Bedacht genommen, weshalb mangels Vorliegens eines verordneten Verbotstatbestandes 

für die Errichtung von Gebäuden im Landschaftsschutzgebiet auch eine Aufhebung der 






